Umgang mit Sucht in Schule - Verwaltungsvorschrift: 
Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur vom 28. Februar 2011 (9322-Tgb.Nr. 4118/10). 
Bezug: Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums vom 24. Mai 1988 (943 A – 05 215/30 – Amtsbl., S. 323; 2009 S. 458).
3  Verhalten bei suchtmittelbedingten Auffälligkeiten
3.1 Schule ist als suchtmittelfreier Raum zu betrachten. Dies gilt sowohl für stoffgebundene als auch für stoffungebundene Süchte. Klare Rahmenbedingungen schaffen Handlungssicherheit bei Auftraten von suchtbedingten Auffälligkeiten. Sie regeln die Interventionskette beim Umgang mit suchtauffälligen Schülerinnen und Schülern.
Treten auffällige Verhaltensweisen im Unterricht, im Leistungsverhalten oder im Sozialverhalten wiederholt auf, sind sie Anlass für ein Gespräch zwischen Schülerin oder Schüler und Lehrkraft. Ziel des Gesprächs ist es, Verhaltensbeanstandungen aufzuzeigen, Verhal- tensänderungen zu vereinbaren und Unterstützung anzubieten. Daneben müssen auch die Konsequenzen des Verhaltens im Sinne der pädagogischen und Ordnungsmaßnahmen klar benannt werden. 
Im Benehmen mit der  Beratungslehrkraft für Suchtprävention ist im Einzelfall abzuwägen, ob mit den Sor- geberechtigten und gegebenenfalls dem Ausbildungsbetrieb Kontakt aufgenommen werden muss. Die Sorgeberechtigten sollten auf die entsprechenden Beratungseinrichtungen hingewiesen werden. 
3.2 Ordnungsmaßnahmen, insbesondere der Ausschluss vom Schulbesuch und von der Schule, müssen abgewogen werden gegenüber den Konsequenzen, die sich aus dem Verlust der bisherigen Umgebung und den sozialen Bezügen ergeben können.
3.3 Für den Bereich illegaler Suchtmittel gelten darüber hin- aus folgende Regelungen: Solange eine Gefährdung anderer Schülerinnen und Schüler nicht anzunehmen ist, besteht für keine Lehrkraft Meldepflicht gegenüber der Schulleitung, den Schul- oder den Strafverfolgungsbehörden. Ist von einer Gefährdung der Mitschülerinnen und Mitschüler auszugehen, müssen die Schulleiterin oder der Schulleiter und die Beratungslehrkraft für Suchtprävention verständigt werden. Eine Gefährdung ist regelmäßig anzunehmen, wenn die Schülerin oder der Schüler mit Wahrscheinlichkeit andere Schülerinnen und Schüler zum Rauschmittelkonsum verleiten wird oder bereits dazu verleitet hat. Die Schulleiterin oder der Schulleiter berät mit der Lehrkraft, der der 
 Missbrauch bekanntgeworden ist, der Klassenleiterin oder dem Klassenleiter und der Beratungslehrkraft für Suchtprävention, welche Maßnahmen erforderlich werden. Sie / er benachrichtigt die Sorgeberechtigten der Schülerin oder des Schülers in geeigneter Form.
Die Einschaltung der Polizei muss erfolgen, wenn eine Schülerin oder ein Schüler  Rauschmittel verteilt oder damit handelt oder es sich sonst um schwere oder mehrfache Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz handelt.
3.4 Lehrkräfte, Beratungslehrkräfte für Suchtprävention und Schulleitungen sind verpflichtet, über die ihnen im Zusammenhang mit dem Suchtmittelmissbrauch bekannt gewordenen Tatsachen grundsätzlich Verschwie- genheit zu bewahren. Die Bestimmungen der Dienstordnung bleiben unberührt.
Die oben genannten Personen dürfen nur dann vor Gericht oder der Staatsanwaltschaft aussagen oder Erklärungen abgeben, wenn eine Aussagegenehmigung des Dienstherrn nach § 37 Beamtenstatusgesetz vorliegt. Mit dieser Ausnahmegenehmigung besteht eine Aussagepflicht gegenüber der Staatsanwaltschaft und dem Gericht.
Es besteht jedoch keine Verpflichtung, in strafrechtlichen Verfahren vor der Polizei auszusagen. Ob eine solche Aussage dennoch erfolgt, sollte nach einer gründlichen pädagogischen Abwägung entschieden werden.
4  Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage der Veröffentlichung in Kraft. Die im Bezug genannte Verwaltungsvorschrift ist nicht mehr anzuwenden
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| 7 Vorschriften und Gesetzestexte

Uber sonstige schwerwiegende Sachverhalte, die
das Schulverhiltnis wesentlich beeintrichtigen,
kann eine Unterrichtung der Eltern erfolgen.

Die volljhrigen Schiilerinnen und Schiiler werden
in der Regel vorab iiber Auskiinfte nach den Ab-
satzen 2 bis 4 von der Schule in Kenntnis gesetzt.

Die Absitze 2 bis 5 finden keine Anwendung,
soweit die Schiilerin oder der Schiiler das 21.
Lebensjahr vollendet oder den bestehenden Bil-
dungsgang nach Vollendung des 18. Lebensjahres
begonnen hat.

Eltern im Sinne dieser Bestimmung sind die im
Zeitpunkt der Vollendung des 18. Lebensjahres fiir
die Person der Schiilerin oder des Schiilers Sorge-
berechtigten.

§ 21 Padagogische Service-Einrichtungen [...]

(3)

(5)

Dariiber hinaus beraten Schulpsychologinnen und
Schulpsychologen Schiilerinnen, Schiiler und de-
ren Eltern in Kooperation mit den Lehrkraften in
besonderen schulischen Problemlagen. [...]

Soweit es fiir die Erfiillung der Aufgaben, die den
Schulen, den Schulbehérden und den Schulpsy-
chologinnen und Schulpsychologen durch Rechts-
vorschrift zugewiesen sind, erforderlich und mit
den schutzwiirdigen Belangen der Betroffenen ver-
einbar ist, diirfen die bei der Beratung erhobenen
personenbezogenen Daten iibermittelt werden. Im
Ubrigen bedarf die Ubermittlung der Einwilligung

der Betroffenen

§ 25 Lehrkrifte [...]

(2)

Lehrkrifte haben die Aufgabe, Schiilerinnen und
Schiiler sowie deren Eltern sowohl im Hinblick
auf die individuelle Entwicklung und Férderung
als auch im Hinblick auf die Schullaufbahn zu
beraten. Sie werden dabei unterstiitzt durch die
Schulleitung, die Schulaufsicht sowie Schulpsy-
chologinnen und Schulpsychologen. Dabei arbei-
ten sie mit anderen fachkompetenten Stellen wie
Agentur fiir Arbeit, Gesundheitsamt und Jugend-
amt zusammen und vermitteln Kontakte zu au-
Rerschulischen Beratungseinrichtungen.

Den vollstindigen Text finden Sie auf dem Bildungsser-

ver

Rheinland-Pfalz unter www.bildung-rlp.de

Bundesbeamtengesetz (BBG)
§ 61

(1) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des
Beamtenverhiltnisses, iiber die ihm bei seiner
amtlichen Tatigkeit bekanntgewordenen Angele-
genheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies
gilt nicht fiir Mitteilungen im dienstlichen Ver-
kehr oder iiber Tatsachen, die offenkundig sind
oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bediirfen.

(2) Der Beamte darf ohne Genehmigung iiber solche
Angelegenheiten weder vor Gericht noch auRer-
gerichtlich aussagen oder Erklirungen abgeben.
Die Genehmigung erteilt der Dienstvorgesetzte
oder, wenn das Beamtenverhiltnis beendet ist,
der letzte Dienstvorgesetzte.

(3) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Be-
amtenverhiltnisses, auf Verlangen des Dienst-
vorgesetzten oder des letzten Dienstvorgesetz-
ten amtliche Schriftstiicke, Zeichnungen, bild-
liche Darstellungen sowie Aufzeichnungen jeder
Art iiber dienstliche Vorginge, auch soweit es
sich um Wiedergaben handelt, herauszugeben.
Die gleiche Verpflichtung trifft seine Hinterblie-
benen und seine Erben.

(4) Unberiihrt bleibt die gesetzlich begriindete
Pflicht des Beamten, Straftaten anzuzeigen und
bei Gefihrdung der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung fiir deren Erhaltung einzu-
treten.

Die vollstindigen Gesetzestexte finden Sie unter
www.gesetze-im-internet.de.

Rahmengesetz zur Vereinheitlichung
des Beamtenrechts (BRRG)

§39

(1) Der Beamte hat, auch nach Beendigung des Be-
amtenverhiltnisses, iiber die ihm bei seiner amt-
lichen Tétigkeit bekanntgewordenen Angelegen-
heiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt
nicht fiir Mitteilungen im dienstlichen Verkehr
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Situation:
Handel oder Konsum im schulischen Kontext,
Beeintrachtigung der Wahrnehmung durch Konsum

Verwaltungsfachkrafte /
Hausdienste benennen RegelverstoR
und informieren Schulleitung

FL / KL benennen

RegelverstoR
KL informiert

Beratungslehrkraft und
Stufenleitung / Schulleitung /
Schulsozialarbeit
FL informiert KL /
Stellvertretung

Schulleitung informiert Polizei
bei erheblicher Fremdgefihrdung

KL informiert Eltern / KL und Stufenleitung /
Stellvertretung, Schulleitung verhangen
ggf. Fachlehrkraft Konsequenzen

1. Motivierendes Gesprich
mit Schiilerin bzw. Schiiler

2 Wochen

2. Motivierendes Gesprich W Schulinterne Unterstiitzung
mit Schiilerin bzw. Schiiler M Sanktion

M Einbindung von Fachdiensten

Quelle: Praxisbeispiel, Sucht- und Jugendberatung Ingelheim
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Umgang mit

suchtmittelbedingten
Verhaltensauffalligkeiten

Sichtbare Verinderung,
Verhalten verbessert sich

Sichtbare Veriinderung,

Verhalten verbessert sich

Sichtbare Verinderung,
Verhalten verbessert sich

Sichtbare Verinderung,
Verhalten verbessert sich

Verhaltensbedingte
Auffilligkeiten,
Verdacht auch Konsum
und andere Schwierigkeiten

Klassenlehrkraft (KL)
sammelt Eindriicke
bei den anderen FL

2 Wochen

1. Motivierendes Gesprich
mit Schiilerin bzw. Schiiler
(Interventionsgespréch)

2-4 Wochen

2. Motivierendes Gesprich
mit Schiilerin bzw. Schiiler

3. Motivierendes Gespriich
mit Schiilerin bzw. Schiiler, den
Eltern, der Beratungslehrkraft /

Seelsorge / Schulsozialarbeit

4. Motivierendes Gespriich
mit Schiilerin bzw. Schiiler, Eltern,
Beratungslehrkraft / Seelsorge /
Schulsozialarbeit / Stufenleitung /
Schulleitung

5. Motivierendes Gespriich

Fachlehrkraft (FL)
ZuRert Verdacht /
Sorge der Klassenlehrkraft

Interne Klarung
Schulinterne Unterstiitzung
Sanktion

Einbindung von Fachdiensten

Keine Verinderung

KL informiert
Beratungslehrkraft / Stufen-
leitung / Schulsozialarbeit /

Schulleitung

Vermittlung
in Fachdienste

Erziehungsberatung,
Sucht- und Jugendberatung,
Jugendamt,
Schulpsychologisches
Beratungszentrum

mit Schiilerin bzw. Schiiler, Eltern, Beratungslehrkraft / Seelsorge / Schulsozialarbeit / Stufenleitung / Schulleitung / Jugendamt

Quelle: Praxisbeispiel, Sucht- und Jugendberatung Ingelheim
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